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Executive Summary

Während sich die Klimakrise weiter verschärft, nehmen die An-
strengungen zu ihrer Eindämmung ab. Deutlich wird das am Ko-
alitionsvertrag von CDU, CSU und SPD, der die Akzeptanz einer 
sozial-ökologischen Transformation dadurch zu steigern versucht, 
dass er Anforderungen an die Bürger:innen abschwächt. Klimapoli-
tisch wird das vollkommen zu Recht kritisiert. Weder die Wahlge-
winnerin Union, noch ihre Koalitionspartnerin SPD haben einen 
Wahlkampf für mehr Klimaschutz gemacht; auch die negativen Re-
aktionen auf das Gebäude-Energie-Gesetz (GEG) haben sie vermut-
lich davon abgehalten. Gründe für die Schärfe dieser Auseinander-
setzungen rund um das GEG reichen von handwerklichen Fehlern 
der verantwortlichen Akteure über ressourcenstarke Vertreter:in-
nen fossiler Interessen bis hin zu den Existenznöten einer vorma-
ligen Regierungspartei, die inzwischen nicht mehr im Deutschen 
Bundestag vertreten ist. Darüber hinaus gibt es für Transforma-
tionskonflikte aber auch tiefer liegende Ursachen, die sich auf struk-
turell angelegte Spannungen zwischen Demokratie und Klimakrise 
zurückführen lassen. Diese strukturellen Ursachen machen wir an 
vier Spannungsfeldern zwischen Demokratie und Klimakrise fest:

9   GeschwindigkeitGeschwindigkeit:: Die Klimakrise erzeugt enormen Handlungs-
druck. Demokratische Prozesse aber sind langsam, weil es zum 
demokratischen Selbstverständnis gehört, verschiedene Gruppen 
anzuhören, sie einzubeziehen sowie Entscheidungen zu prüfen und 
mehrfach legitimieren zu lassen.

9   GenerationGeneration:: Die Klimakrise betrifft besonders junge und zu-
künftige Generationen. Unsere Demokratie wird jedoch nicht nur 
von heute Lebenden, sondern in besonderem Maße von älteren Per-
sonen bestimmt.

9   GesellschaftGesellschaft:: Die Klimakrise betrifft alle Bereiche der Gesell-
schaft und erfordert deshalb eine umfassende Transformation. Die 
liberale Demokratie trennt hingegen öffentliche Belange von priva-
tem Leben und Eigentum. Daher reichen ihre institutionellen Me-
chanismen nicht aus, um Transformationskonflikte demokratisch 
auszutragen.

9   GebietGebiet:: Die Klimakrise ist ein globales Phänomen, unter dem 
vor allem der Globale Süden leidet. Demokratische Prozesse sind 
jedoch auf die regionale und nationale sowie – mit Abstrichen – auf 
die europäische Ebene beschränkt und deshalb in ihrer Wirkung 
begrenzt.

Diese Spannungsfelder sollten nicht als unauflösliche Dilemma-
ta missverstanden werden. Vielmehr bieten sie einen analytischen 
Rahmen, um diese Spannungsfelder durch demokratiepolitische 
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Instrumente und Prozesse abzubauen. Dafür schlagen wir für diese 
vier Spannungsfelder ein Bündel zusammenhängender Maßnahmen 
vor:

9   GeschwindigkeitGeschwindigkeit:: Während die Klimakrise schnell voranschrei-
tet, brauchen demokratische Prozesse Zeit. Damit es dabei nicht 
zu Blockaden der Transformation kommt, ist bessere und frühere 
Beteiligung die beste Vorkehrung. Dafür ist ein umfassender Ka-
pazitätsaufbau für rechtzeitige Beteiligung auf Ebene von Bund, 
Ländern und Kommunen nötig. Kommunen sollten berechtigt sein, 
sich an Projekten der Energiewende in ihren Gebietskörperschaften 
zu beteiligen, sofern die betroffenen Bürger:innen dabei partizipie-
ren können. Dies gilt es, mit der Einrichtung dauerhafter Stellen 
zu verbinden, damit Kommunen Beteiligungsprojekte angemessen 
durchführen können. Die Bundesländer sollten Stellen für Beteili-
gung in der Transformation einrichten, um Beteiligungsprojekte im 
jeweiligen Bundesland zu koordinieren und Kommunen bei ihrer 
Durchführung zu unterstützen. Auf Bundesebene ist der Deutsche 
Bundestag in seinen Funktionen als Arbeits- und Redeparlament zu 
stärken: durch eine Aufwertung des Parlamentarischen Beirats für 
nachhaltige Entwicklung zu einem Bundestagsausschuss sowie die 
Einführung von Orientierungsdebatten bei besonders umfassenden 
und kontroversen Transformationsvorhaben.

9  GenerationGeneration:: Während der politische Wettbewerb die unmittelba-
ren Interessen heute lebender und insbesondere älterer Wähler:in-
nen bevorzugt, sind von der Klimakrise vor allem jüngere und künf-
tige Generationen betroffen. Die Stimmen jüngerer Generationen 
sollten durch eine Absenkung des Wahlalters gestärkt werden. Die 
Ansprüche künftiger Generationen auf eine lebenswerte Umwelt 
lassen sich advokatorisch durch Expert:innen einbringen. Für eine 
effektivere Interessenvertretung sollten bestehende Expert:innenrä-
te wie der Rat für nachhaltige Entwicklung (RNE), der Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen (SRU) der Wissenschaftliche Beirat 
der Bundesregierung für Globale Umweltveränderungen (WBGU) 
sowie der Expertenrat für Klimafragen (ERK) in einem neuen Rat 
für Nachhaltigkeit vereinigt werden. Dieser sollte dem Deutschen 
Bundestag zugeordnet werden, um auch öffentlich eine größere 
Wirkung entfalten zu können. Aufgrund seiner Ausrichtung auf Ex-
pert:innenwissen ist ein solcher Rat deliberativer orientiert, als es 
ein Parlament sein kann. Nachhaltigkeit ist dabei als zentraler Wert 
zur Verwirklichung von Generationengerechtigkeit zu verstehen, 
der in das Prinzip der Enkeltauglichkeit übersetzt werden kann, um 
für die breite Öffentlichkeit einen eingängigen Maßstab zu bilden. 
Bundestag und Bundesregierung müssen verpflichtet sein, auf die 
Stellungnahmen dieses Rates für Nachhaltigkeit zu reagieren.
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9  GesellschaftGesellschaft:: Während die Transformation als öffentliche Aufga-
be auch das Privatleben von Bürger:innen betrifft, trennt die libera-
le Demokratie öffentliche Belange von privatem Leben und Eigen-
tum. Aufgrund dieser Eigenschaft liberaler Demokratien entzünden 
sich gesellschaftliche Konflikte besonders häufig an unterschiedli-
chen Perspektiven darauf, wo die Grenze zwischen privaten Belan-
gen und öffentlichen Angelegenheiten verläuft. Bürger:innenräte 
sind besonders gut geeignete Foren, um gesellschaftliche Transfor-
mationskonflikte an dieser Grenze konstruktiver auszutragen, da 
sie einen strukturierten Raum für ausführlichere Debatten bieten, 
als sie in der Medienöffentlichkeit für die Breite der Bevölkerung 
möglich sind. Um diese Funktion erfüllen zu können, müssen Bür-
ger:innenräte besser institutionalisiert werden als in ihrer gegenwär-
tigen unverbindlichen Form. Deshalb sollten sie als eigene Kammer 
in einem neuen Rat für Nachhaltigkeit eingerichtet werden, der im 
Deutschen Bundestag angesiedelt ist. Um Bürger:innenräte enger 
in den Gesetzgebungsprozess einzubinden, sollten sie in Orientier-
unsgsdebatten zu besonders umfassenden und kontroversen Trans-
formationsvorhaben Stellung beziehen können. Die politische Ent-
scheidung über konkrete Transformationsvorhaben verbliebe bei 
Bundestag und Bundesregierung, da nur diese durch eine freie und 
gleiche Wahl dazu legitimiert sind. Eine Entscheidungsgrundlage 
wären dann aber eingehende und informierte Debatten von Bür-
ger:innen, die mögliche Kompromisslinien aufzeigen können.

9   GebietGebiet:: Während sich die Klimakrise global auswirkt, ist die De-
mokratie weitgehend auf den Nationalstaat begrenzt. Eine global 
wirksame und demokratisch kontrollierte Klimapolitik lässt sich 
am besten durch eine Demokratisierung der Europäischen Union 
(EU) erreichen. Gegenwärtig gerät die EU zunehmend unter Druck 
autoritärer Populist:innen. Ein Grund dafür sind fortbestehende 
Demokratiedefizite der EU selbst. Diese sollten durch eine weitere 
Demokratisierung der EU behoben werden. Ein besonders prob-
lematisches Demokratiedefizit ist, dass die Wahlen zum Europäi-
schen Parlament weiterhin stark durch nationale Debatten geprägt 
und kaum auf europäische Politik ausgerichtet sind. Das erleichtert 
radikalen Populist:innen eine Instrumentalisierung für nationalis-
tische Zwecke. Vordringlich sind deshalb zwei Maßnahmen, die zur 
Schaffung eines transnationalen Wahlraums beitragen können und 
die keiner Änderungen der EU-Verträge bedürfen: Eine Harmoni-
sierung des Wahlrechts für das Europäische Parlament sowie ein 
verbindliches Spitzenkandidatensystem für die Europäische Kom-
mission. Durch diese Maßnahmen kann die Akzeptanz einer ambi-
tionierten EU-Klimapolitik erhöht und langfristig gesichert werden. 
Darüber hinaus sollte es, insbesondere im Falle einer Erweiterung 
der EU, einen partizipatorischen Prozess für Vertragsänderungen 
geben, um die Handlungsfähigkeit der EU durch eine Ausweitung 
von Mehrheitsentscheidungen im Europäischen Rat zu sichern.
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All diese Vorschläge setzen bei konkreten Defiziten der Demokra-
tie in Deutschland und der EU an und ergänzen sich wechselseitig. 
Dabei sind viele dieser Vorschläge nicht allein auf die Eindämmung 
der Klimakrise begrenzt, sondern fügen sich in weitergehende An-
strengungen zur Weiterentwicklung der Demokratie ein. Zusam-
mengenommen können diese demokratiepolitischen Reformen 
dazu beitragen, die Lernfähigkeit der Demokratie zu stärken, um 
der grundlegenden Herausforderung der Klimakrise besser gerecht 
zu werden.

Einleitung

Die Bundesregierung hat im Bundes-Klimaschutzgesetz das Ziel 
festgelegt, bis 2045 klimaneutral zu sein. Verfassungsrechtliche Ver-
bindlichkeit erlangt die Klimaneutralität indirekt durch das Staats-
ziel Umweltschutz aus Art. 20a des Grundgesetzes. Umweltschutz 
bedeutet nämlich nicht zuletzt Klimaschutz und dieser vor allem 
Klimaneutralität. 1 In der zurückliegenden Legislaturperiode ist die 
Ampelkoalition bereits einige Schritte gegangen, um dieses Ziel zu 
erreichen. Auch wenn sie dabei besser abschneidet als Vorgänger-
regierungen, insbesondere im Bereich Erneuerbare Energien, rei-
chen die getroffenen Maßnahmen bei weitem nicht aus, insbeson-
dere in den Bereichen Gebäude und Verkehr. 2 Daraus hat die neue, 
schwarz-rote Koalition jedoch nicht den Schluss gezogen, in Sachen 
Klimaschutz eine Schippe draufzulegen. Im Gegenteil: „Es könnten 
vier verlorene Jahre beim Klimaschutz drohen“, kommentierte Ste-
fanie Langkamp vom Dachverband Klima-Allianz den Koalitions-
vertrag auf einer Pressekonferenz. 3 Das Grundproblem besteht laut 
Langkamp darin, dass der Koalitionsvertrag bei Rückschritten in 
der Klimapolitik sehr konkret sei, bei Fortschritten hingegen vage 
bleibe. 4 Auch der Koalitionsvertrag bekennt sich zum Ziel der Kli-
maneutralität 2045. Die dafür nötige Verstärkung der Anstrengun-
gen findet sich jedoch nicht. Stattdessen hebt SPD-Klimapolitikerin 
Nina Scheer hervor, welche konkreten Maßnahmen fortgeschrie-
ben werden, während CDU-Klimapolitiker Andreas Jung auf die 
Notwendigkeit verweist, die Akzeptanz des Klimaschutzes durch 

1 https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/sondervermoegen-klimaschutz-kli-
maneutral-grundgesetz-2045 (Letzter Zugriff am 23. April 2025) sowie https://
www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/
rs20210324_1bvr265618.html (Letzter Zugriff am 6. Juli 2025).

2 https://expertenrat-klima.de/news/erk2025_pruefbericht-emissionsdat-
en-2024-projektionsdaten-2025-pm (Letzter Zugriff am 27. Juni 2025).

3 https://www.ekmd.de/aktuell/nachrichten/klima-allianz-koalitionsvertrag-bedro-
ht-klimaziele.html (Letzter Zugriff am 16. April 2025).

4 https://www.deutschlandfunk.de/umweltverbaende-fuercht-
en-rueckschritte-beim-klimaschutz-es-drohen-vier-verlorene-jahre-100.html 
(Letzter Zugriff am 16. April 2025).
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niedrigere Energiepreise und wirtschaftliche Stärke zu erhöhen. 5 
Erschwerend kommt hinzu, dass Bundeswirtschaftsministerin Ka-
tharina Reiche auch das Ziel der Klimaneutralität im Jahr 2045 in-
zwischen infrage stellt 6 – und dabei auch von Bundeskanzler Fried-
rich Merz Unterstützung erfährt. 7

Klimapolitisch kann man die mangelnden Ambitionen von 
Schwarz-Rot mit guten Gründen kritisieren. Dass sich die Klima-
politik dieser neu ins Amt gekommenen Koalition auf demokrati-
sche Mehrheiten stützen kann, lässt sich aber nicht von der Hand 
weisen. Schließlich legen die Ergebnisse der letzten Bundestagswahl 
keine deutliche Verstärkung klimapolitischer Anstrengungen nahe. 
Dies ist Ausdruck eines grundsätzlicheren Problems von Demokra-
tien. Auch anderen Demokratien gelingt es bislang nämlich nicht, 
die Klimakrise effektiv einzudämmen. Im Vergleich mit Autokra-
tien schneiden sie zwar insgesamt besser ab (Schaible 2023, 121–54; 
Burck u. a. 2024). Aus schlechten Werten von Autokratien folgt je-
doch nicht, dass Demokratien die sozial-ökologische Transforma-
tion gelingen wird. Inwiefern hängt das mit der Demokratie selbst 
zusammen? Und was kann politisch getan werden, um die Demo-
kratie in Deutschland zu einer besseren Klimapolitik zu befähigen? 

Zur Beantwortung dieser Fragen hat sich in der interessierten Öf-
fentlichkeit eine lebhafte Debatte entwickelt. Für Hedwig Richter 
und Bernd Ulrich (2024) stehen vor allem die politischen Repräsen-
tant:innen in der Verantwortung, Bürger:innen durch eine mutigere 
Ansprache für eine ambitioniertere Klimapolitik zu gewinnen, statt 
ihre demoskopisch erhobenen Bedürfnisse zu befriedigen. Demo-
kratietheoretisch lässt sich das damit begründen, dass eine weit-
sichtige Orientierung am Wohl des Gemeinwesens historisch die 
zentrale Rechtfertigung der repräsentativen Demokratie gegenüber 
ihren direktdemokratischen Alternativen gewesen ist (Weber 2023). 
Für Jürgen Kaube (2024) wird mit solchen Tugendanforderungen 
der normative Anspruch an die repräsentative Demokratie aller-
dings überspannt. Schließlich müssen Politiker:innen die Chancen 
auf ihre Wiederwahl stets im Blick behalten. Armin Nassehi (2024) 
unterfüttert dieses Urteil mit der Beobachtung, dass Bürger:innen 
tief in gesellschaftliche Strukturen eingebunden sind, die in vieler-
lei Hinsicht klimaschädlich sind. Deshalb lassen sich nicht allein 
durch gutes Zureden breite Mehrheiten für eine umfassende Trans-
formation dieser Strukturen gewinnen. Jens Beckert (2024) erklärt 
diese Beharrungskräfte in modernen Demokratien im Falle der Kli-
makrise mit einem unheilvollen Zusammenwirken politischer und 

5 https://www.deutschlandfunk.de/politiker-verteidigen-klimaschutz-ziele-im-koali-
tionsvertrag-100.html (Letzter Zugriff am 16. April 2025)

6 https://bsky.app/profile/beimwort.bsky.social/post/3lseuij2ap22b (Letzter Zugriff 
am 27. Juni 2025).

7 https://x.com/JHillje/status/1940140662655263061 (Letzter Zugriff am 4. Juli 2025).
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wirtschaftlicher Praktiken, in denen Letztere dominant sind: Unter-
nehmen streben aufgrund der ihnen eingeschriebenen Gewinnori-
entierung stetig danach, mehr Produkte und Dienstleistungen ab-
zusetzen; Bürger:innen fragen diese Produkte und Dienstleistungen 
nach, weil ihre soziale Anerkennung auf Konsumgewohnheiten be-
ruht, die ihr CO2-Budget überschreiten; Politiker:innen versuchen, 
für dieses Wechselspiel möglichst gute Rahmenbedingungen zu 
schaffen, da nicht zuletzt davon ihre Wiederwahl abhängt.

In dieser Argumentation von Kaube (2024), Nassehi (2024, 63) 
und Beckert (2024, 35), sind Wahlen eine der Ursachen, warum die 
Klimakrise demokratisch nicht eingedämmt wird. Wie die Politik-
wissenschaftlerin Tine Stein (1998) in einem früheren Beitrag zum 
Thema zeigt, sind es allerdings weniger Wahlen an sich, sondern 
vielmehr ihre Ausprägung als Wettbewerbsdemokratie, die das 
zentrale Hindernis für eine effektive Klimapolitik darstellen. Der 
Wettbewerb um Mandate liefert Parteien demnach einen stetigen 
Anreiz für das Versprechen, dass mit ihnen weniger Verhaltensän-
derungen notwendig seien – worunter der Klimaschutz systematisch 
leidet. Dass sich auf dieser Grundlage auch heutzutage leicht gegen 
effektive Transformationspolitik mobilisieren lässt, können wir re-
gelmäßig beobachten. 

Neben einem eigeninteressierten Kampf um Macht, ist für Demo-
kratien aber auch das Streben nach Gemeinwohl charakteristisch. 
Dies zeigt sich schon daran, dass auch im schärfsten Wahlkampf 
nicht auf die eigenen Machtinteressen verwiesen werden kann, son-
dern auch partikulare Interessen in Gesichtspunkte des Gemein-
wohls übersetzt werden müssen (Elster 1986). Wie unterschiedlich 
man dieses Gemeinwohl auch immer verstehen mag, die Eindäm-
mung der Klimakrise zählt unserer Auffassung nach in jedem Fall 
dazu. Da die Mechanismen der Wettbewerbsdemokratie dieser 
Eindämmung aber entgegenstehen, gilt die von Stein (1998) noch 
im Rahmen von Verfassungsdiskussionen der Wiedervereinigung 
gemachte Beobachtung weiterhin: Demokratien werden nur dann 
befähigt, die ökologischen Grenzen einzuhalten, wenn sie ihre de-
mokratischen Institutionen reformieren. Damit ist in der sozial-
ökologischen Transformation also auch die Demokratiepolitik 
gefragt. Mit Demokratiepolitik wird die formelle und informelle 
Verfasstheit von Demokratie selbst zum Gegenstand politischen 
Handelns. Das kann durch das Geben einer neuen Verfassung ge-
schehen oder auch, indem man eingeübte Formen der demokrati-
schen Konfliktaustragung im politischen Alltagsgeschäft verteidigt. 
Für Deutschland sind Demokratiereformen im Rahmen der gegebe-
nen Verfassungsordnung vordringlich (Heinrich und Berner 2025). 
Den Leitfaden jeder Demokratiepolitik bilden die Normen von 
Freiheit und Gleichheit, wie sie der Demokratie zugrunde liegen 
und denen wir uns durch praktisches Handeln anzunähern suchen 
(Roth 2022, 125).  
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Demokratiepolitik ist nötig, um die sozial-ökologische Transforma-
tion demokratisch gestalten zu können. Damit kann wohlgemerkt 
nicht gemeint sein, demokratische Prozesse so umzugestalten, dass 
die mehrheitlich von Progressiven präferierten Ergebnisse eines ef-
fektiveren Klimaschutzes herauskommen. Frei nach dem Motto, 
was nicht passt, wird passend gemacht. Erstens ist, so die zugrunde 
liegende Überlegung, die Eindämmung der Klimakrise nicht ein-
fach irgendeine politische Präferenz unter anderen, die man teilen 
kann oder auch nicht. Vielmehr spricht viel dafür, dass vom Gelin-
gen dieser Eindämmung langfristig das Bestehen der Demokratie 
selbst abhängen wird (Schaible 2023, 19–112). Zweitens ist die libera-
le Demokratie, wie sie gegenwärtig institutionalisiert ist, selbst nicht 
neutral gegenüber der Transformation (Heidenreich 2023, 9–34). 
Stattdessen hat sie in ihrem Verhältnis zu anderen Teilbereichen 
der Gesellschaft spezifische Eigenschaften, die einer Bewältigung 
der Klimakrise entgegenstehen. Diese These machen wir an vier 
grundlegenden Spannungsfeldern fest, die tatsächliche Konflikte 
zwischen Klimakrise und unserer Demokratie beschreiben: Ge-
schwindigkeit, Generation, Gesellschaft und Gebiet.

Die Spannungsfelder dieser 4 Gs markieren keine unauflöslichen 
Dilemmata, sondern bergen Potenziale, die dazu einladen, die den 
Spannungsfeldern zugrunde liegenden Konflikte durch demokratie-
politische Instrumente und Prozesse zu bearbeiten. Zugleich helfen 
die 4 Gs, diverse Rerformvorschläge zu ordnen und in Beziehung 
zueinander zu setzen. Eben dies ist in der Debatte zum Thema bis-
lang auch in jenen Beiträgen nicht geschehen, die sich wie wir für 
eine Demokratiepolitik in der Klimakrise einsetzen. Diverse Re-
formvorschläge werden aufgelistet (Schaible 2023, 231–93) oder the-
oretisch begründet (Heidenreich 2023), aber nicht systematisch in 
Beziehung zueinander gesetzt. Genau dazu wollen wir mit diesem 
Diskussionspapier einen Beitrag leisten. Die Grundlage dafür bil-
det eine Analyse spezifischer Herausforderungen, die sich für eine 
nachhaltige Demokratie in der Bundesrepublik gegenwärtig stellen.

Geschwindigkeit

Widerspruch belebt die Demokratie. Das gilt auch und gerade in 
der sozial-ökologischen Transformation, da diese sehr viele Politik-
felder und Interessen berührt. In Demokratien muss dieser Wider-
spruch nicht nur eingebracht, sondern auch erhört werden können. 
Das kostet Zeit. Man kann nicht von heute auf morgen entscheiden, 
wenn unterschiedliche Stimmen einbezogen und Entscheidungsvor-
lagen überarbeitet werden müssen (Merkel 2023, 121–31). Zeit kos-
tet Demokratie aber auch insofern, als im Zuge solcher Prozesse 
effektive Maßnahmen häufig abgeschwächt oder sogar zurückge-
nommen werden. Eine solche Abschwächung oder Zurücknahme 
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führt oft dazu, dass die Menge des Kohlendioxids weiter ansteigt – 
bloß etwas langsamer. Deshalb lässt sich die Klimakrise nicht durch 
langsames Handeln eindämmen (Richter und Ulrich 2024, 67–68; 
Schaible 2023, 51–61). Zügige Maßnahmen sind für ein Gelingen der 
Transformation unabdingbar.

Der Koalitionsvertrag von Schwarz-Rot trägt diesem Geschwin-
digkeitserfordernis insofern Rechnung, als das in den Mittelpunkt 
gerückte Ziel des Bürokratieabbaus auch einen beschleunigten 
Ausbau Erneuerbarer Energien im Rahmen des Sondervermögens 
umfasst (CDU, CSU und SPD 2025, 60). Zugleich könnten sich 
Maßnahmen, wie der geplante Abbau des Personalbestandes in 
der Ministerial- und Bundestagsverwaltung sowie nachgelagerten 
Behörden aber auch negativ auf die Geschwindigkeit der Trans-
formation auswirken (CDU, CSU und SPD 2025, 57). Schließlich 
können sie leicht zu einer Schwächung staatlicher Kapazitäten beim 
Input, Throughput und Output führen. Wenn man die Akzeptanz 
der Transformation steigern will, ist vor allem eine rechtzeitige Be-
teiligung der unterschiedlichen Perspektiven nötig, weil diese so 
frühzeitig berücksichtigt werden können. Erforderlich ist in dieser 
Hinsicht gerade kein schlankerer Staat, sondern ein Aufbau von 
Kapazitäten für eine bessere Beteiligung auf den Ebenen von Bund, 
Ländern und Kommunen.

Kapazitätsaufbau für rechtzeitige Beteiligung in Bund, Ländern Kapazitätsaufbau für rechtzeitige Beteiligung in Bund, Ländern 
und Kommunenund Kommunen
9   KommunenKommunen: Recht auf Beteiligung bei Energiewendeprojekten 
in eigener Gebietskörperschaft, sofern sie dies mit einer gemein-
wohlorientierten Investitionsstrategie verbinden
9   LänderLänder: Stelle für Koordination und Unterstützung von Betei-
ligungsprojekten auf kommunaler Ebene sowie bessere finanzielle 
Ausstattung
9   BundBund: Aufwertung des Parlamentarischen Beirats für nachhal-
tige Entwicklung zu einem Bundestagsausschuss sowie Einführung 
von Orientierungsdebatten bei besonders umfassenden und kontro-
versen Transformationsvorhaben
 
Auf der kommunalen Ebene erfahren Bürger:innen die Transfor-
mation konkret. Deshalb regt sich dort mitunter Widerstand gegen 
spezifische Transformationsprojekte, der häufig zu Verzögerungen 
führt. Dem lässt sich am besten durch eine frühzeitige Beteiligung 
der Bürger:innen vorbeugen. Dabei sind die gesetzlich vorgeschrie-
benen Beteiligungsverfahren, zum Beispiel bei der Standortsuche 
im Übertragungsnetzausbau, von informellen Verfahren, etwa bei 
Konflikten um dezentrale Energiewendebauten, zu unterscheiden. 
Bei vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren geht es nicht um das 
Ob, sondern um das Wie eines geplanten Vorhabens. Dies ist in-
sofern gerechtfertigt, als gesetzmäßig beschlossene Vorhaben eben 
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nicht nur die lokale Bevölkerung betreffen, sondern für die Trans-
formation insgesamt unabdingbar sind. Die Beteiligung bei der 
Umsetzung bleibt aber wichtig für Anpassungen an lokale Gege-
benheiten, die sich auf der Gesetzesebene nicht absehen lassen. Da 
es dabei aber nur um die Form der Umsetzung geht, ist das Poten-
zial dieser Verfahren zur Einhegung grundsätzlicher Konflikte über 
die Transformation allerdings begrenzt. Eine informelle Beteiligung 
steht dagegen häufig am Beginn von Auseinandersetzung um de-
zentrale Energiewendebauten, bei denen es auch darum geht, ob 
ein Projekt überhaupt umgesetzt wird. Erfolgreich sind informelle 
Beteiligungsverfahren dann, wenn sie die lokale Bevölkerung von 
der Umsetzung überzeugen, da diese die Form der Umsetzung mit 
bestimmen können (Brendler u. a. 2024, 6–9). Wie aber kann das 
am besten gelingen?

Häufig wird eine materielle Beteiligung der lokalen Bevölkerung 
empfohlen, um Akzeptanz für die Energiewende zu fördern und 
Unentschlossene zum Umstieg auf Erneuerbare Energien zu mo-
tivieren (Mau, Lux und Westheuser 2023, 419). Eine materielle Be-
teiligung kann von vergünstigten Preisen für Anwohner:innen über 
ihre Mitgliedschaft in Energiegenossenschaften bis hin zur Betei-
ligung von Kommunen reichen. Eine vom Progressiven Zentrum 
in Kooperation mit dem Potsdamer Forschungsinstitut für Nach-
haltigkeit durchgeführte Studie argumentiert, dass eine Beteiligung 
durch Kommunen besonders vielversprechend ist (Luh und Siebert 
2024, 46): Auf diese Weise bleibt die Möglichkeit einer finanziel-
len Beteiligung in Energiegenossenschaften nicht auf Bürger:innen 
mit entsprechenden Finanzreserven beschränkt, sondern umfasst 
die gesamte Gebietskörperschaft. Zugleich haben die Kommunen 
hervorragende Möglichkeiten, Bürger:innen durch Partizipation zu 
beteiligen, und wissen besonders gut, wie die gewonnenen Mittel im 
Sinne der Allgemeinheit einzusetzen sind. Daher sollten solche Mo-
delle durch rechtliche Rahmenbedingungen und finanzielle Unter-
stützung der Länder gefördert werden. Eine konkrete Möglichkeit 
für eine stärkere Formalisierung wäre, durch gesetzliche Rahmen-
bedingungen den jeweils zuständigen Kommunen das Recht zu ge-
ben, sich an Wind- und Solaranlagen in ihren Gebietskörperschaf-
ten zu beteiligen, sofern sie dies mit einer gemeinwohlorientierten 
Investitionsstrategie verbinden.

Eine Herausforderung für Kommunen ist allerdings, dass es ihnen 
häufig an Verwaltungskapazitäten mangelt, um eine solche Betei-
ligung zu organisieren. Bislang muss sie oftmals neben den übli-
chen Fachaufgaben erledigt werden. Daher empfiehlt die genann-
te Studie von Luh und Siebert (2024, 47–48) die Schaffung von 
dauerhaft finanzierten Stellen für die kommunale Prozessbeglei-
tung sowie die Einrichtung einer zentralen Koordinierungsstelle 
für Beteiligung in den Landesverwaltungen. Dadurch können die 
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Verwaltungsmitarbeiter:innen auf Länder- und kommunaler Ebene 
fachlich beraten und die unterschiedlichen Beteiligungsformate ko-
ordiniert werden (ähnlich Brendler u. a. 2024, 10). Zudem bedarf es 
weiterer finanzieller Ressourcen. Eine langfristige Möglichkeit da-
für wäre, Klimaschutz und Klimaanpassungsmaßnehmen als neue 
Gemeinschaftsaufgabe nach Art. 91a Abs. 1 des Grundgesetzes auf-
zunehmen. Ohne Verfassungsänderung wäre die Einrichtung eines 
Transformationsbeteiligungsfonds möglich, der Kommunen in der 
Organisation von Teilhabe in und Mitgestaltung der Transforma-
tion finanziell unterstützt (Luh und Siebert 2024, 45–47).

Auf Bundesebene ist und bleibt der Bundestag die zentrale Institu-
tion, um Beteiligung zu ermöglichen. Für den Deutschen Bundes-
tag ist charakteristisch, dass er sowohl als Arbeits- als auch als Re-
deparlament fungiert. Dementsprechend ist er im Zusammenspiel 
dieser beiden Funktionen zu stärken, um den Herausforderungen 
der Transformation besser gerecht zu werden (Ismayr 2012, 448–51, 
465–66). 

Die Aufgaben eines Arbeitsparlaments erfüllt der Bundestag vor 
allem durch seine Ausschüsse. In dieser Ausschussarbeit werden ge-
plante Transformationsprojekte allerdings häufig abgeschwächt und 
dadurch auch die Wirkung der Selbstbindung durch die Klimazie-
le. Um diese Selbstbindung zu stärken, empfehlen der Sachverstän-
digenrat für Umweltfragen sowie der Wissenschaftliche Beirat für 
Globale Umweltveränderungen die Aufwertung des Parlamentari-
schen Beirats für nachhaltige Entwicklung zu einem eigenen Parla-
mentsausschuss (SRU 2019, 173–74; WBGU 2011, 298). Dies ist ohne 
Verfassungsänderungen durch eine Neuregelung in der Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages möglich. Ein solcher Aus-
schuss für nachhaltige Entwicklung sollte mit der Federführung der 
Ausschussberatungen zur deutschen und europäischen Nachhaltig-
keitsstrategie beauftragt werden. Zudem könnte der Ausschuss eine 
substanzielle Kontrolle der Nachhaltigkeitsprüfung einzelner Ge-
setze vornehmen, damit diese gar nicht erst verabschiedet werden, 
wenn sie bereits festgelegten Klimazielen zuwiderlaufen. Um diese 
Aufgaben erfüllen zu können, muss die Aufwertung mit einer deut-
lich besseren Ausstattung einhergehen. 

Die Aufgaben eines Arbeitsparlamentes ließen sich besser mit der 
Funktion eines Redeparlamentes verknüpfen, wenn mehr Aus-
schusssitzungen öffentlich wären. Dadurch würden jene Debat-
ten, die der parlamentarischen Arbeit zugrunde liegen, für die 
Bürger:innen und weitere Stakeholder besser nachvollziehbar. 
Allerdings stößt dies an Grenzen, die sich aus der Funktion eines 
Arbeitsparlamentes ergeben. Die Nicht-Öffentlichkeit von Aus-
schusssitzungen kann nämlich unabdingbar sein, um über Partei-
grenzen hinweg sachorientiert Kompromisse zu erarbeiten, da es 
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weniger Anreize gibt, starr an Positionen der je eigenen Klientel 
festzuhalten (Elster 1998, 111). Wichtiger wäre daher, die Funktion 
des Redeparlamentes dadurch zu stärken, dass bei potenziell be-
sonders kontroversen Vorhaben in einem ersten Schritt eine Orien-
tierungsdebatte durchgeführt wird, bei der die unterschiedlichen 
Perspektiven gehört werden können. Einige der Kontroversen, die 
sich am Gebäudeenergiegesetz (GEG) entzündet haben, hätten sich 
so sicherlich früher und konstruktiver austragen lassen. So spricht 
viel dafür, dass die später eingeführten sozialen Ausgleichsmecha-
nismen bei einer früher ansetzenden Beteiligung von vorneherein 
mitbedacht worden wären (Reuschenbach und Frenzel 2024, 292). 

Damit das gelingt, müssen allerdings Vorkehrungen getroffen wer-
den, dass solche Debatten nicht nur der Zurschaustellung partei-
politischer Positionen dienen. Deshalb schlagen wir vor, in solchen 
Orientierungsdebatten weitere Perspektiven durch einen neu zu 
schaffenden Rat für Nachhaltigkeit einzubeziehen. Ein solcher Rat 
sollte zwei Kammern haben: In einer Kammer sollten bestehende 
Expertenräte, die sich bereits mit Nachhaltigkeitsthemen befas-
sen, vereinigt werden (9  Generation). Eine weitere Kammer sollte 
dazu dienen, Bürger:innenräte fest zu institutionalisieren (9  Gesell-
schaft). Diese beiden Kammern diskutieren wir in den beiden fol-
genden Abschnitten ausführlich. Festzuhalten bleibt hier, dass ein 
solcher Rat für Nachhaltigkeit dem Bundestag zugeordnet werden 
sollte, um diesen in seiner Funktion als zentrales Forum zur Aus-
tragung von Transformationskonflikten auch gegenüber der Bun-
desregierung zu stärken.

Generation

Junge Menschen haben mit Fridays for Future Ende 2010er Jahre 
die Eindämmung der Klimakrise in den Mittelpunkt öffentlicher 
Debatten gerückt. Damit schien es erstmals seit 1968 so etwas wie 
einen politischen Bruch zwischen Generationen zu geben, bei der 
junge Menschen älteren Generationen im Allgemeinen und Baby-
boomern im Besonderen vorwerfen, viel zu lange über ihre Verhält-
nisse gelebt zu haben. In Anbetracht der Wucht, mit der die Kli-
makrise vor allem jüngere Generationen treffen wird – und auch 
im Vergleich zu den besonders scharfen Konflikten um 1968 und 
danach – hält sich der Generationenkonflikt allerdings in Gren-
zen. Auch beim Klimabewusstsein sind die Unterschiede zwischen 
den Generationen geringer als gemeinhin vermutet (Mau, Lux und 
Westheuser 2023, 217–18; Döbele u. a. 2023). Davon bleibt aber un-
benommen, dass ältere Wähler:innen in ganz unterschiedlichen 
Politikfeldern profitieren – von Klima, über die Rente und Staats-
verschuldung bis zum Wohnen – während Jüngere das Nachsehen 
haben. Dabei spielt sicherlich eine Rolle, dass der politische Einfluss 
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der Älteren ungleich größer ist als der von Jüngeren (Müller-Sa-
lo 2022). Wichtiger noch ist aber vermutlich eine grundsätzliche 
Gegenwartsorientierung der Demokratie, die sich an zwei Fakto-
ren festmachen lässt: Zum einen werden Repräsentanten auf Zeit 
gewählt – woraus sich eine Orientierung an den Zeitabschnitten 
von Legislaturperioden ergibt. Zum anderen können künftige Ge-
nerationen an den Wahlen prinzipiell nicht beteiligt werden, auch 
wenn die Folgen von Wahlentscheidungen auf ihr Leben sehr weit-
reichend sein können (Tremmel 2015, 212–15).

Der Koalitionsvertrag von Schwarz-Rot enthält wichtige Forderun-
gen junger Menschen: Beispielsweise sollen Kinder und Jugendli-
che mithilfe eines nationalen Kinder- und Jugendgipfels selbst die 
Kinder- und Jugendpolitik mitgestalten können. Auch wird die Re-
levanz von Demokratiebildung und demokratischer Teilhabe gera-
de mit Blick auf junge Menschen anerkannt (CDU, CSU und SPD 
2025, 100–104). 8 Darüber hinaus soll im Zuge einer weiteren Reform 
des Bundestagswahlrechts ein Wahlrecht ab 16 auf Bundesebene 
geprüft werden (CDU, CSU und SPD 2025, 142). Was jedoch fehlt, 
sind demokratiepolitische Maßnahmen, durch die Perspektiven der 
Generationengerechtigkeit gestärkt werden. Deshalb schlagen wir 
einen Rat für Nachhaltigkeit vor. Dabei könnte die Perspektive der 
Generationengerechtigkeit am besten in einer Kammer eingenom-
men werden, in der bestehende Räte, die sich mit Nachhaltigkeits-
fragen befassen, vereinigt werden.

Vereinigung bestehender Räte in einem Rat für NachhaltigkeitVereinigung bestehender Räte in einem Rat für Nachhaltigkeit
9  Vereinigung bestehender Expert:innenräte zu Umwelt- und Kli-
mathemen in einem neuen Rat für Nachhaltigkeit, der dem Bundes-
tag zugeordnet wird
9  Übersetzung von Nachhaltigkeit in das Prinzip der Enkeltaug-
lichkeit als Maßstab für Generationengerechtigkeit, der für die brei-
te Öffentlichkeit eingängig ist
9  Verpflichtung von Bundestag und Bundesregierung, auf Stellung-
nahmen des Rates für Nachhaltigkeit zu reagieren 

In der Einleitung haben wir auf Fehlanreize der an vierjährigen Le-
gislaturperioden orientierten Wettbewerbsdemokratie hingewiesen. 
Diese geben Parteien einen stetigen Anreiz für Politikangebote, mit 
denen im Hier und Jetzt weniger Verhaltensänderungen für die Be-
völkerung nötig sind, als das für die Sicherung von Freiheitsspiel-
räumen zukünftiger Generationen eigentlich nötig wäre. Dieses 
Argument hat bereits Ende der 1970er Jahre der Politologe Peter 

8 Vgl. dazu die Zusammenfassung unserer Kollegin Melanie Weiser: https://www.
linkedin.com/posts/melanie-weiser_a-win-is-a-win-letztes-jahr-durfte-ich-activity-
7315795815606673410-aG2c?utm_source=share&utm_medium=member_desk-
top&rcm=ACoAAC1DMRMB6RhMD2qHqyf2zucc3IwM8KMVgrc (Letzter Zugriff am 
27. Juni 2025)
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Graf Kielmansegg (1980, 74–85) auf einer wissenschaftlichen Fach-
tagung der CDU vorgetragen. Unter Verweis auf Kielmansegg hat 
Tine Stein (1998, 252–61) – im Rahmen der Diskussion um eine Ver-
fassungsgebung im Zuge der Wiedervereinigung – für einen Ökolo-
gischen Rat plädiert, der diesem Wettbewerbsdruck entzogen wäre 
und deshalb den Interessen junger und künftiger Generationen 
wirksamer Geltung verschaffen könnte. Ein ähnlicher Vorschlag 
ist später vom Sachverständigenrat für Umweltfragen eingebracht 
worden (SRU 2019, 179–82). Im Sinne einer Verschlankung politi-
scher Strukturen finden wir Jörg Tremmels (2015, 224–26) Idee be-
sonders überzeugend, dafür bereits bestehende Räte zu vereinigen. 
Im Hinblick auf Klima und Umwelt wären das zunächst der Rat für 
nachhaltige Entwicklung (RNE), der Sachverständigenrat für Um-
weltfragen (SRU) sowie der Wissenschaftliche Beirat der Bundesre-
gierung für Globale Umweltveränderungen (WBGU). Hinzu käme 
der 2019 durch das Klimaschutzgesetz eingeführte Expertenrat für 
Klimafragen (ERK), der die Einhaltung dort festgelegter Minde-
rungsziele regelmäßig prüft.

Als inhaltliches Dach für einen solchen Rat bietet sich der für die 
Generationengerechtigkeit zentrale Wert der Nachhaltigkeit an. 9 
Konkret lässt sich ökologische Nachhaltigkeit in das Prinzip der 
Enkeltauglichkeit übersetzen. Bei allen dafür einschlägigen politi-
schen Maßnahmen ist dann zu beurteilen, wie sie sich auf eigene 
Enkel auswirken (könnten). Diese Maßgabe reicht angesichts der 
weit vorangeschrittenen Klimakrise aus, um die Erfordernisse der 
Transformation im Blick zu behalten. Ähnlich zu bereits bestehen-
den Räten, aus denen er hervorgeht, hätte ein solcher Rat für Nach-
haltigkeit zur Aufgabe, auf Grundlage des Prinzips der Enkeltaug-
lichkeit Stellungnahmen zu Gesetzesvorhaben sowie den Chancen 
auf die Einhaltung von Klimazielen auf Bundesebene abzugeben. 
Der Bundestag sollte verpflichtet werden, in den Begründungen für 
Gesetzesvorhaben auf diese Stellungnahmen zu reagieren. Darü-
ber hinaus sollte dieser Rat auch an den unter dem Stichwort Ge-
schwindigkeit eingeführten Orientierungsdebatten beteiligt werden, 
um so der fachlichen Perspektive eine öffentlich wahrnehmbare 
Stimme zu geben.

Aufgrund seiner Ausrichtung auf die Beratung durch Expert:in-
nen ist ein solcher Rat für Nachhaltigkeit von vorneherein deli-
berativ orientiert. Um diese Deliberation eng mit den weiteren 

9 Dies ist auch deshalb naheliegend, weil der Wert der Nachhaltigkeit nicht allein auf 
Ökologie, sondern auch auf weitere Politikbereiche bezogen ist, in denen Fragen 
der Generationengerechtigkeit virulent sind; etwa die Staatsverschuldung und der 
Sozialstaat. Dementsprechend müsste dieser Rat für Nachhaltigkeit also nicht auf 
Klimapolitik beschränkt sein, sondern könnte diese weiteren Bereiche mit umfas-
sen, was natürlich auch eine entsprechende Expertise erforderlich macht. Im Fol-
genden fokussieren wir uns jedoch auf die Klimapolitik, als zentraler Gegenstand 
des vorliegenden Diskussionspapiers.
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demokratischen Prozessen zu verknüpfen, sollte er verfassungs-
rechtlich verankert und dem Bundestag als zentrales Beratungsgre-
mium zugeordnet sein. Aufgrund der verfassungsrechtlichen Ver-
ankerung eines Rates für Nachhaltigkeit als beratendes Gremium 
für den Bundestag hätte dieser eine im politischen Prozess ungleich 
wichtigere Stellung als die bisherigen Räte. Deshalb müsste eine Be-
rufung in den Rat für Nachhaltigkeit deutlich transparenter sein 
als bei bestehenden Räten (Heidenreich 2023, 156–58). Eine Mög-
lichkeit wäre, sich am Berufungsprozess für Bundesverfassungs-
richter:innen zu orientieren, der unter anderem eine Wiederberu-
fung ausschließt, um keine politischen Fehlanreize zu liefern (SRU 
2019, 182). In jedem Fall sollte die Auswahl der Expert:innen „in 
einem transparenten Verfahren nach nachvollziehbaren, sachlichen 
Kriterien erfolgen”, wie die Leitlinien Politikberatung der Berlin-
Brandenburgischen Akademie der Wissenschaften das formulieren 
(BBAW 2008). Neben einschlägigen wissenschaftlichen Diszipli-
nen aus Natur-, Geistes- und Sozialwissenschaften sollten in einen 
solchen Rat auch Expert:innen aus der Praxis berufen werden, um 
sowohl die Umsetzbarkeit als auch die Öffentlichkeitswirksamkeit 
von Handlungsempfehlungen zu erhöhen. Insgesamt würde eine 
Zusammenlegung dadurch zu einem transparenteren, effizienteren 
und effektiveren Expert:innerat führen

Ein naheliegender Einwand gegen ein solches Gremium ist, dass 
dadurch expertokratische Tendenzen weiter gestärkt werden, die 
gerade in der Klimapolitik vergleichsweise stark ausgeprägt sind. 
Beim vorgeschlagenen Gremium lässt sich zwar insofern nicht von 
Expertokratie sprechen, als es – anders als etwa das Bundesverfas-
sungsgericht oder die Europäische Zentralbank – keine verbindliche 
Entscheidungsmacht hat. Gleichwohl wäre das Gremium aber in-
sofern an der Ausübung von Herrschaft beteiligt, als die von ihm 
vorgebrachten Stellungnahmen einen besonderen institutionellen 
Status hätten. Deshalb besteht die Gefahr, dass die Argumente von 
Bürger:innen in einem politischen Diskurs unter Gleichen abgewer-
tet werden. Dies kann im weiteren Verlauf die Aufgeschlossenheit 
gegenüber populistischer Kritik an Expert:innen erhöhen (Selk, 
Kemmerzell und Radtke 2019, 46–48). Dieser Gefahr lässt sich am 
besten begegnen, indem das Gremium im Rahmen eines partner-
schaftlichen Modells einer epistemischen Demokratie mit delibe-
rativer Bürger:innenbeteiligung verbunden wird (Herzog 2023, 
192–203). Deshalb schlagen wir vor, dass der Rat für Nachhaltig-
keit eine weitere Kammer hat, die durch das Los von Bürger:innen 
besetzt wird. Auf diese Weise ließen sich die bislang nur themenbe-
zogen einberufenen Bürger:innenräte als fester Bestandteil unseres 
Regierungssystems institutionalisieren. Auch diese Kammer eines 
Rates für Nachhaltigkeit würde Generationengerechtigkeit dadurch 
fördern, dass ihr das Prinzip der Enkeltauglichkeit zugrunde ge-
legt wird. Zugleich würde diese Kammer ein Forum bieten, um 
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gesellschaftliche Transformationskonflikte deliberativ auszutragen.

Gesellschaft

Unsere Gesellschaft kommt mit Transformationskonflikten bislang 
nicht gut zurecht. Ein Grund dafür ist die für liberale Demokratien 
charakteristische Trennung von Öffentlichkeit und Privatem. Die 
Eindämmung des Klimawandels ist ein öffentliches Gut, das nur 
auf Grundlage allgemeinverbindlicher Regeln des Staates erlangt 
werden kann. Zugleich wirkt sich die dafür nötige Transformation 
aber auch auf Bereiche aus, die gemeinhin als privat gelten. Sei dies 
die eigene Ernährung, die Vorliebe für bestimmte Fortbewegungs-
mittel oder die Erwirtschaftung von Wohlstand (Nassehi 2024, 
128–35). Für solche Bereiche kann der Staat in einem klassisch li-
beralen Verständnis zwar Rahmenbedingungen setzen, er soll aber 
möglichst wenig in sie eingreifen. Geschieht das doch, führt das zu 
Konflikten, für deren Austragung die liberale Demokratie bislang 
keine hinreichenden Mechanismen zur Verfügung stellt (Heiden-
reich 2023, 95–114). Vielmehr bieten sich für populistische Akteure 
Gelegenheiten, diese Konflikte in Kulturkämpfe zu überführen, die 
von der Lösung der eigentlichen Sachprobleme ablenken und einen 
Ausgleich der materiellen Zielkonflikte überdecken (Nassehi 2024, 
150–73; Schaible 2023, 141–44). Dies gelingt populistischen Akteu-
ren insbesondere durch Druck auf bestimmte Triggerpunkte, die in 
vorherrschenden Vorstellungen des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens verankert sind. Werden solche Vorstellungen verletzt, ruft dies 
eine affektiv aufgeladene Empörung hervor (Mau, Lux und West-
heuser 2023, 244–78). Wie sollten Demokrat:innen stattdessen mit 
Transformationskonflikten umgehen? 

Der Koalitionsvertrag reagiert auf Transformationskonflikte vor 
allem dadurch, dass er die Ansprüche an die Transformation zu-
rückschraubt. Sinnbildlich deutlich wird das an einer etwas wider-
sprüchlichen Aussage: „Wir werden das Heizungsgesetz abschaf-
fen. Das neue GEG machen wir technologieoffener, flexibler und 
einfacher. ” (CDU, CSU und SPD 2025, 24) Das GEG soll also gar 
nicht abgeschafft, sondern reformiert werden. Dass man dennoch 
von einer Abschaffung spricht, lässt sich auf die Schärfe der Ausei-
nandersetzungen um dieses Gesetz zurückführen. Diese lagen unter 
anderem in handwerklichen Fehlern der verantwortlichen Akteure 
begründet. Darüber hinaus lassen sie sich aber auch dadurch er-
klären, dass sich dieses Gesetz durch kampagnenfähige Medien-
häuser als Verhaltenszumutung im als privat empfundenen Hei-
zungskeller skandalisieren ließ (Jost, Mack und Hillje 2024). Dem 
könnten die bereits eingeführten Orientierungsdebatten im Bundes-
tag bei potenziell besonders kontroversen Vorhaben vorbeugen, da 
sie ein institutionelles Forum für eine sachlichere Debatte bieten 
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(9  Geschwindigkeit). Dafür ist aber erforderlich, die Einführung 
solcher Orientierungsdebatten mit einer festen Institutionalisie-
rung von Bürger:innenräten auf Bundesebene zu verbinden. Es ist 
ein wichtiges Zeichen, dass die Bürger:innenräte des Deutschen 
Bundestages – anders als in der demokratiepolitisch engagierten 
Zivilgesellschaft befürchtet – von der neuen Regierung nicht abge-
schafft werden. Sie in der bestehenden Form fortzusetzen, wie der 
Koalitionsvertrag das ankündigt (CDU, CSU und SPD 2025, 59), 
wird jedoch nicht ausreichen. Um Konflikte über das Verhältnis von 
öffentlichen Belangen und Privatsphäre so auszutragen, dass da-
durch der auch im Koalitionsvertrag viel beschworene „Zusammen-
halt” (CDU, CSU und SPD 2025, 1–2, 36, 98 et passim) tatsächlich 
gestärkt werden kann, bedarf es einer festen Institutionalisierung. 
Eine besonders gut geeignete Form wäre, wenn ein Bürger:innenrat 
– neben dem Expert:innenrat – eine Kammer in einem neu geschaf-
fenen Rat für Nachhaltigkeit bildet (9  Generation). 

Bürger:innenrat als eigene Kammer in einem neuen Rat für Bürger:innenrat als eigene Kammer in einem neuen Rat für 
NachhaltigkeitNachhaltigkeit
9  Institutionalisierung von Bürger:innenräten als eigene Kammer 
in neuem Rat für Nachhaltigkeit
9  Einbeziehung dieser Kammer in neu einzurichtenden Orien-
tierungsdebatten bei besonders umfassenden und kontroversen 
Transformationsvorhaben
9 Politische Entscheidung verbleibt bei Bundestag und Bundesre-
gierung, da diese durch freie und gleiche Wahl dazu legitimiert sind

Grundsätzlich sind Bürger:innenräte aufgrund von drei Eigenschaf-
ten als demokratiepolitische Maßnahme für eine gerechte Transfor-
mation besonders geeignet. 10 Erstens fördern sie eine gemeinwohl-
orientierte Deliberation, da die Teilnehmenden nicht aufgrund von 
partikularen Interessen berufen werden und dem Wettbewerbs-
druck der Parteiendemokratie nicht ausgesetzt sind. Zweitens kön-
nen sie die Komplexität von Vorhaben wie einer Reform des Gebäu-
deenergiegesetzes Bürger:innen tatsächlich vermitteln, da diesen in 
Bürger:innenräten die nötigen Zeit- und Informationsressourcen 
zur Verfügung gestellt werden. Drittens können sie auf Grundlage 
ihrer Besetzung durch den losbasierten Zufall ganz unterschiedliche 
Bürger:innen in einen konstruktiven Dialog bringen. Deshalb bie-
ten sie ein geeignetes Forum für einen Austausch über das immer 
wieder neu zu bestimmende Verhältnis von öffentlichen Belangen 
und Privatsphäre. 

Dass ein Bewusstsein über diese Vorteile auch im Deutschen Bun-
destag angekommen ist, zeigte sich 2023 an dem ersten von die-
sem selbst beauftragten Bürger:innenrat. Sein Thema lautete: 

10 Vgl. zum Folgenden die ausführlichere Darstellung in Oldenbourg (2024).
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Ernährung im Wandel. Zwischen Privatangelegenheit und staat-
lichen Aufgaben. 2024 hat dieser Bürger:innenrat auf Grundlage 
seiner Beratungen dem Bundestag ein Bürger:innengutachten vor-
gelegt. Dessen Empfehlungen reichen von einer Verbrauchsabgabe 
zur Förderung des Tierwohls über eine anders ausgestaltete Besteu-
erung von Lebensmitteln bis hin zu einem kostenfreien Mittagessen 
an Kitas und Schulen (BTag 2024). Weiterhin ist es am Bundestag, 
zu entscheiden, ob und wenn ja, welche Vorschläge er wie über-
nimmt. Dies verlangt das Grundgesetz. Demokratietheoretisch ist 
das auch geboten, da nur der Bundestag nach freier und gleicher 
Wahl aller Bürger:innen bestimmt ist. Zudem sind Bundestagsab-
geordnete aufgrund ihrer Funktion als Parlamentarier:innen dafür 
zuständig, in Abstimmung mit den zuständigen Ministerien darü-
ber zu beraten und zu entscheiden (Nida-Rümelin 2020, 93–95), wie 
gut sich derartige Empfehlungen in das sonstige Feld der Ernäh-
rungspolitik einfügen. 11

Bislang wurde keines der erhobenen Vorhaben des Bürger:innenrats 
Ernährung übernommen. Ein Grund dafür ist das vorzeitige Aus-
einanderbrechen der Ampelkoalition. Ein weiterer Grund ist, dass 
die Institution von Bürger:innenräten von Abgeordneten aus Union 
und FDP grundsätzlich kritisiert wurde: Ihrer Auffassung nach 
sei nur das Parlament zur Beratung und Entscheidung komplexer 
politischer Sachverhalte in der Lage. 12 Diese Kritik verkennt, dass 
niemand in ernsthaften demokratiepolitischen Debatten eine Er-
setzung von Parlamenten durch Bürger:innenräte fordert. Vielmehr 
sollen Bürger:innenräte die parlamentarische Demokratie auf eine 
Weise ergänzen, die ihre Schwachstellen ausgleicht (Herzog 2023, 
212–21; Nanz und Leggewie 2020, 58–86). Eine bereits genannte 
Schwachstelle ist die kurzfristige Orientierung am Wähler:innen-
willen, die auf Kosten einer langfristigen Orientierung an der Gene-
rationengerechtigkeit geht. Diese Schwachstelle lässt sich am besten 
ausgleichen, wenn Bürger:innenräte eine Kammer eines neuen Ra-
tes für Nachhaltigkeit bilden und sich dabei dann auch das Prinzip 
der Enkeltauglichkeit zu eigen machen (vgl. Mehr Demokratie e.V. 
und RIFS 2023, 79–81; WBGU 2011, 298). 

Eine weitere Schwäche der parlamentarischen Demokratie resul-
tiert aus der abnehmenden Verankerungen von Parteien in der 

11 Das gelänge Bundestagsabgeordneten aber insbesondere dann, wenn Bürger:in-
nenräte enger an ohnehin laufende, politische Prozesse angebunden wären. Beim 
„Bürgerrat Ernährung” war dies unter anderem deshalb nicht der Fall, weil die 
Ernährungsstrategie der Bundesregierung zwar in einem ähnlichen Zeitraum, aber 
unabhängig von vom Bürgerrat Ernährung, entwickelt wurde. Dies haben Autor:in-
nen von Klimamitbestimmung e. V. bei der Vorstellung ihrer mit der Robert-Bosch-
Stiftung erarbeiteten Machbarkeitsstudie (2025) am 1. Juli 2025 vollkommen zu 
Recht kritisiert.

12 Vgl. dazu https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/
kw11-de-buergergutachten-991076 (Letzter Zugriff 8. Mai 2025).
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Gesellschaft. Diese abnehmende Parteibindung vermindert ihre 
Fähigkeit, gesellschaftliche Konflikte durch die von ihnen bestell-
ten Repräsentant:innen so zu vermitteln, dass der Zusammenhalt 
gestärkt wird. Das gilt insbesondere für den Osten der Republik, wo 
sich Parteien nach der Wiedervereinigung nie fest in lokalen Struk-
turen verankern konnten. Vor diesem Hintergrund sind Bürger:in-
nenräte ein probates Mittel, um den gesellschaftlichen Zusammen-
halt zu stärken (Mau 2024, 128–145). Dafür ist es erforderlich, dass 
es in Bürger:innenräten tatsächlich um etwas geht. Würden sie im 
Rahmen von Orientierungsdebatten bei potenziell kontroversen 
Gesetzesdebatten eingesetzt, wäre das eindeutig der Fall. Bürger:in-
nenräte könnten so einen institutionellen Rahmen bereitstellen, da-
mit Bürger:innen soziale und rechtliche Normen, die gegenwärtig 
ihre fossile Lebensform prägen, anfechten und an die Erfordernisse 
einer sozial-ökologischen Transformation anpassen können (Deitel-
hoff und Schmelzle 2023). Weil es dabei um konkrete Gesetzesvor-
haben ginge, wäre auch die mediale Berichterstattung breiter. Da-
durch könnten Bürger:innenräte über die an ihnen Teilnehmenden 
hinaus dazu beitragen, Debatten über gesellschaftliche Konflikte 
konstruktiver zu gestalten.

Gebiet

Die Krisen unserer Zeit sind durch eine Eigenschaft geeint: Sie über-
schreiten Staatsgrenzen. Die Klimakrise umspannt gar den gesam-
ten Globus. Allerdings sind Staaten des Globalen Südens von der 
Klimakrise besonders betroffen. Zugleich haben sie weniger Mittel 
zur Verfügung, um mit ihren Folgen umzugehen als jene Staaten 
des Globalen Nordens, von denen die Klimakrise hauptsächlich 
verursacht worden ist. Deutschland trägt als größter Emittent Eu-
ropas und drittgrößte Volkswirtschaft der Welt eine entsprechend 
große Verantwortung bei der Eindämmung der Klimakrise. Um 
dieser Verantwortung besser gerecht zu werden, sollten Deutsch-
land und die Europäische Union Staaten aus dem Globalen Süden 
als gleichberechtigte Partner auf Augenhöhe ernst nehmen, sich ver-
stärkt in mini- und plurinationalen Formaten engagieren und über-
fällige Reformen internationaler Institutionen vorantreiben (Clüver 
Ashbrook u. a. 2025). Dadurch kann das grundlegende Prinzip der 
gleichen Achtung, wie es der Demokratie innerhalb von Staaten 
zugrunde liegt, in der Klimaaußenpolitik besser verwirklicht wer-
den. Von Demokratie lässt sich dabei allerdings nicht sprechen, da 
in diesen Beziehungen Staaten, von denen viele keine Demokra-
tien sind und die über sehr ungleiche Machtressourcen verfügen, 
die entscheidenden Akteure bleiben. Demokratiepolitisch ist des-
halb vor allem erforderlich, die Europäische Union (EU) als die 
einzige supranationale Institution mit demokratischen Elementen 
fortzuentwickeln. Ihre demokratischen Defizite werden von recht 
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unterschiedlicher Seite als Grund für das Erstarken rechtspopu-
listischer Kräfte in Europa angeführt. Zugleich sind diese Kräfte 
die größte Gefahr für eine ambitionierte Klimapolitik der EU. Das 
nachhaltigste Mittel gegen sie ist eine Demokratisierung der EU.

Der Koalitionsvertrag von Schwarz-Rot betont, dass Deutschland 
„nur mit einer starken und demokratischen EU” (CDU, CSU und 
SPD 2025, 135) eine gute Zukunft hat. Darüber hinaus führt er aus, 
dass im Zuge von Erweiterungen der EU, die als geopolitisch not-
wendig angesehen werden, auch institutionelle Reformen nötig sein 
werden, um die Handlungsfähigkeit der EU zu bewahren (CDU, 
CSU und SPD 2025, 138–39). Die angestrebten Reformen gehen 
aber nicht weit genug. In einem eigenen Abschnitt wird eine kon-
sequente Durchsetzung von Art. 2 des EU-Vertrags angemahnt, in 
dem die grundlegenden Werte der EU wie „Freiheit, Demokratie, 
Gleichheit” festgehalten sind. Maßnahmen dafür sind beispielswei-
se Vertragsverletzungsverfahren oder die Zurückhaltung von EU-
Geldern (CDU, CSU und SPD 2025, 135). Angesichts des Erstarkens 
autoritärer Populist:innen in Europa sind das zweifellos wichtige 
Maßnahmen. Sie reichen jedoch deshalb nicht aus, weil eben die-
ses Erstarken in der Forschung unter anderem auf die Demokra-
tiedefizite der EU selbst zurückgeführt wird (Mair 2013; Manow 
2024; Schäfer und Zürn 2021). Um dieses Problem an seiner Wur-
zel zu packen, sind demokratiepolitische Reformen innerhalb der 
Europäischen Union unabdinglich, die den demokratischen Input 
auf europäischer Ebene vertiefen. Konkrete Vorhaben sucht man 
im schwarz-roten Koalitionsvertrag jedoch vergeblich. So soll das 
Wahlrecht zum Europäischen Parlament zwar weiterentwickelt wer-
den, jedoch nur innerhalb von Deutschland durch Maßnahmen wie 
eine Sperrklausel, die den Anforderungen des Bundesverfassungs-
gerichts entspricht (CDU, CSU und SPD 2025, 138). Damit würde 
es dabei bleiben, dass die Wahlen zum Europäischen Parlament in 
der Praxis nationale Wahlen sind, die parallel stattfinden. Dies ist 
eine der Ursachen, warum sie stark durch nationale Themen ge-
prägt sind und sich durch rechtspopulistische Akteure entsprechend 
instrumentalisieren lassen (Menzel-Meyer, Pornschlegel und Mau-
rice 2024). 

Demokratisierung der EU zur Legitimation ambitionierterer Demokratisierung der EU zur Legitimation ambitionierterer 
KlimapolitikKlimapolitik
9  Harmonisierung des Wahlrechts zum Europäischen Parlament 
als Beitrag zur Entwicklung eines transnationalen Wahlraums
9  Einführung eines verbindlichen Spitzenkandidat:innensystems 
bei Europawahlen für den oder die Kommissionspräsident:in
9  Partizipatorischer Prozess für Vertragsänderungen zur Sicherung 
von Handlungsfähigkeit durch eine Ausweitung von Mehrheitsent-
scheidungen im Europäischen Rat im Falle einer EU-Erweiterung
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Die Klimapolitik der EU ist relativ ambitioniert. Ein Grund dafür 
ist, dass die EU den Wähler:innen gegenüber weniger direkt ver-
antwortlich ist, als die Regierungen ihrer Mitgliedstaaten. Deshalb 
ist sie nicht so unmittelbar dem Widerwillen dieser Wähler:innen 
ausgesetzt, wenn diese altbekannte Gewohnheiten nicht ändern 
möchten. Dies erlaubt es, auf EU-Ebene Entscheidungen zu treffen, 
die innerhalb ihrer Mitgliedstaaten so unbeliebt sind, dass deren 
Regierungen diese Entscheidungen nicht zu treffen wagen. Statt-
dessen können diese Regierungen darauf verweisen, dass dies ja auf 
EU-Ebene entschieden worden sei und sie leider nichts dagegen tun 
konnten. Letztlich lassen sich so durchaus wirkmächtige Änderun-
gen des Alltags durchsetzen. Veranschaulichen kann man diesen 
Mechanismus an der schrittweisen Durchsetzung energiesparender 
Leuchtmittel durch die EU, der in der deutschen Bevölkerung viel 
beklagt wurde, ursprünglich aber auf eine Initiative der Bundes-
regierung zurückging. 13 “Und wenn es dann am Ende keine Glüh-
birnen mehr gibt, regt man sich erst auf, um sich später daran zu 
gewöhnen.” (Richter und Ulrich 2024, 82) 

Auch aufgrund dieses Mechanismus war es der EU möglich, mit 
dem Green Deal eine umfassende Transformationspolitik anzusto-
ßen. Zugleich ist eben dieser Green Deal aber ein Beispiel dafür, 
dass dieser demokratisch verkürzte Legitimationsmodus zuneh-
mend schlechter funktioniert. In der deutschen Bevölkerung hat die 
Bereitschaft zu höheren EU-Ausgaben im Bereich von Klima- und 
Umweltschutz von 42,2 Prozent im Jahr 2022 auf nur noch 24,8 Pro-
zent im Jahr 2025 abgenommen (Skóra und McCutcheon 2025, 20). 
Die zur erfolgreichen Implementation des Green Deal erforderliche 
gesellschaftliche Akzeptanz war aber auch zum Zeitpunkt seiner 
Verabschiedung 2019 nicht ausgemacht. Vielmehr war von Beginn 
an klar, dass sich die politischen Akteure in Europa auf die kon-
kreten Maßnahmen zur Umsetzung des Green Deal in den unter-
schiedlichen Transformationsbereichen noch verständigen müssen 
(Dröge 2022, 27; Pornschlegel 2024, 3–6). Als die Europawahlen im 
Juni 2024 dann die Mehrheitsverhältnisse nach rechts verschoben, 
hatte das zur Folge, dass der EU Green Deal ein neues, weniger an 
Nachhaltigkeit orientiertes Kleid bekam: den Clean Industrial Deal 
(von der Leyen 2024, 8–9). Positiv festzuhalten bleibt, dass Ursula 
von der Leyen bei ihrer Wiederwahl als Kommissionspräsidentin 
nicht auf Stimmen von rechtsextremen Parteien zurückgegriffen, 
sondern stattdessen auf die Unterstützung durch die Fraktion der 
Grünen/Europäische Freie Allianz gesetzt hat. Das ist ein Grund 
zur Hoffnung darauf, dass das langfristige Ziel eines klimaneutra-
len Kontinents nicht aus dem Blick gerät. Erreicht werden kann es 

13 https://germany.representation.ec.europa.eu/news/mythos-die-eu-hat-uns-die-
gute-alte-gluhbirne-weggenommen-2019-04-24_de (Letzter Zugriff am 20. Mai 
2025)
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aber nur dann, wenn es mit umfassenden demokratiepolitischen 
Anstrengungen verbunden wird. Langfristig lässt sich nur demokra-
tisch die Akzeptanz für eine durch die EU vorangetriebene Trans-
formation sichern.

Dafür bedarf es aber in Deutschland einer offen geführten Diskus-
sion über Vorzüge und Nachteile der Europäischen Union. Weiter-
hin sind jene in der Mehrheit, für die die politischen Vorzüge über-
wiegen. Ihr Anteil hat allerdings seit 2019 deutlich abgenommen 
(Skóra und McCutcheon 2025, 22). Woran könnte das liegen? In der 
politik- und rechtswissenschaftlichen Forschung wird aus unter-
schiedlicher Perspektive die Position geteilt, dass es nicht zuletzt die 
zunehmende Macht der Europäischen Union ist, die zu einem Er-
starken von autoritären Populisten geführt hat. So ist die Europäi-
sche Kommission das mächtigste Beispiel sogenannter nicht-majori-
täter Institutionen, in die politische Entscheidungen in den letzten 
Jahrzehnten zunehmend verlagert worden sind. Diese Institutionen 
sind durch eine Orientierung an Sachfragen gekennzeichnet, die wie 
im Falle des Green Deal mitunter gut begründet sein mögen. Dabei 
teilen sie oft die Perspektive, dass grenzüberschreitende Probleme 
durch grenzüberschreitende Politiken zu lösen sind. Eben dies ist 
aber auch eine demokratiepolitische Frage, weil dadurch mehr po-
litische Entscheidungen demokratisch weniger kontrolliert werden 
können (Schäfer und Zürn 2021, 101–19). Ein besonders drastisches 
Beispiel für dieses Problem ist, dass die Integration der EU nicht 
zuletzt durch Urteile des Europäischen Gerichtshofs vorangetrieben 
wurde (Grimm 2016, 104–16). Problematisch ist dies auch deshalb, 
weil die Mechanismen zur Berücksichtigung politischer Gegenge-
wichte durch Verfassungsgerichte, wie sie auf nationalstaatlicher 
Ebene lange wirksam waren, in der EU kaum greifen (Manow 2024, 
125–36).

Dass die EU ein Demokratiedefizit hat, wird in der Demokratie-
theorie inzwischen von kaum jemandem bestritten (Höpner 2024, 
55–63). Vor diesem Hintergrund sollte es nicht überraschen, dass 
der Aufstieg des rechten wie des linken Populismus begann, als 
sich die Eurokrise nach 2010 und die sogenannte Flüchtlingskrise 
nach 2015 im Rahmen der europäischen Institutionen nur durch ex-
ekutives Handeln einigermaßen eindämmen ließen (Manow 2018, 
131–38). Langfristig haben demnach Mängel in der demokratischen 
Kontrolle in der EU zu einem Widerstand gegen die EU geführt 
(Mair 2013, 137–42). Dass es vor allem Unterstützende der AfD 
sind, laut denen die EU mehr Nachteile als Vorzüge hat (Hillje und 
Pütz 2024, 15), lässt sich also auch auf das Demokratiedefizit der 
EU zurückführen. Das bedeutet natürlich nicht, dass die AfD und 
andere autoritäre Populist:innen als Hüter:innen der Demokratie 
zu verstehen sind. Vielmehr gefährden sie diese auch und gerade 
innerhalb von Nationalstaaten (Schäfer und Zürn 2021, 64–73). Es 
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reicht aber auch nicht hin, wie 2024 einen EU-Wahlkampf unter an-
derem damit zu führen, demokratisch defizitäre Institutionen gegen 
rechtspopulistische Kritik zu verteidigen. Stattdessen müssen Wege 
aufgezeigt werden, wie sich diese Defizite beheben lassen.
Zur Behebung des Demokratiedefizits der EU lassen sich im de-
mokratischen Spektrum gegenläufige Positionen einnehmen: Man 
kann mit genuin demokratischen Gründen dafür plädieren, Ent-
scheidungen zurück auf den Nationalstaat zu verlagern oder man 
verfolgt eine Demokratisierung der Europäischen Union. Demo-
kratietheoretisch hängt das davon ab, ob man glaubt, dass Demo-
kratie letztlich nur innerhalb von Staaten verwirklicht werden kann 
– oder nicht. Demokratiepolitisch wäre viel gewonnen, wenn diese 
Diskussion offen geführt würde. Sicherlich gibt es gute Gründe, 
manche Regelungsbereiche zurück auf die Ebene der Nationalstaa-
ten zu verlagern (Höpner 2024, 61–63). Unserer Auffassung nach 
sollte der Fokus jedoch auf die weitere Demokratisierung der Eu-
ropäischen Union gelegt werden. Dass viele der größten Heraus-
forderungen unserer Gegenwart Staatsgrenzen überschreiten, zeigt 
sich im Falle der Klimakrise besonders drastisch. Will man diese 
Herausforderungen meistern, ist eine Vertiefung grenzüberschrei-
tender Kooperation unabdingbar. Als Teil eines starken Europas 
kann Deutschland ungleich wirksamer zur Eindämmung der Kli-
makrise beitragen. Zum einen wird eine sozial-ökologische Trans-
formation besser funktionieren und breiter wirken, wenn sie sich 
auf den ganzen europäischen Binnenmarkt bezieht. Zum anderen 
hat die EU gerade auf Grundlage einer solchen Transformation in 
ihrer Klimaaußenpolitik ein größeres Gewicht. Eine starke Rolle 
der EU lässt sich auch im Hinblick auf die Klimapolitik auf Dauer 
aber nur dann demokratisch legitimieren, wenn die demokratische 
Kontrolle der EU vertieft wird.

Für umfassende demokratiepolitische Reformen der EU, wie sie in 
der Fachliteratur diskutiert werden, wären Änderungen der EU-
Verträge nötig (Schäfer und Zürn 2021, 216–18). Das gilt insbeson-
dere dann, wenn die Überkonstitutionalisierung des Europarechts 
abgebaut werden sollte, damit mehr politische Entscheidungen 
durch die zuständigen Institutionen von Kommission, Parlament 
und Rat getroffen werden können, statt dass sie in den EU-Verträ-
gen festgeschrieben sind (Grimm 2016, 116–20; Thiele 2024, 90–96). 
Erforderlich sind Vertragsänderungen, wie eine Ausweitung von 
Mehrheitsentscheidungen, laut einer deutsch-französischen Ex-
pert:innengruppe vor allem dann, wenn die EU weitere Mitglieder 
aufnimmt. Andernfalls ist die Handlungsfähigkeit der EU akut be-
droht (Costa und Schwarzer 2023, 13–15). Ein solcher Prozess könn-
te auch dazu dienen, die Selbstbindung an klimapolitische Ziele in 
den geltenden EU-Verträgen (Calster und Reins 2018, 1–14) durch 
Beteiligung breiter zu legitimieren. Dabei müsste jedoch sicherge-
stellt werden, dass diese Selbstbindung nicht abgeschwächt wird. 
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Schließlich ist die Eindämmung der Klimakrise selbst eine Voraus-
setzung für Demokratie. Deshalb gehören solche Vorgaben durch-
aus auf die Ebene des Vertrags- bzw. Verfassungsrechts (Habermas 
1994, 154–57). Nun sind Vertragsänderungen allerdings politisch 
sehr anspruchsvoll und können deshalb leicht scheitern. Das gilt 
umso mehr dann, wenn Bürger:innen auch direkt eingebunden wer-
den sollen (Costa und Schwarzer 2023, 40–56), um normativen An-
forderungen an Demokratiepolitik besser zu entsprechen (Patberg 
2024). Deshalb sollten Vertragsänderungen – oder gar der erneute 
Versuch einer Verfassungsgebung – nicht um jeden Preis verfolgt 
werden. Wenn man von Vertragsänderungen jedoch absieht, wäre 
auch eine Erweiterung der EU zu hinterfragen. Die abnehmende 
Handlungsfähigkeit einer größeren EU würde ihre Legitimität wei-
ter gefährden.

Vordringlich sind vor diesem Hintergrund demokratiepolitische 
Reformen, die unterhalb von Vertragsänderungen angegangen wer-
den können. Zwei Vorschläge werden wiederholt genannt: trans-
nationale Wahllisten und ein verbindliches Spitzenkandidatensys-
tem (Schäfer und Zürn 2021, 215; Thiele 2024, 88). Transnationale 
Wahllisten sind im Europäischen Rat gegenwärtig sehr umstritten. 
Ein erster Schritt wäre daher, das EU-Wahlrecht für alle Mitglieds-
staaten zu harmonisieren, um einen supranationalen Wahlraum 
zu schaffen. Im Hinblick auf die Kandidatur als Präsident:in der 
Kommission ist zentral, dass sich das Parlament und der Rat auf ein 
Verfahren einigen. Schließlich verleihen sowohl die im Rat vertrete-
nen Mitgliedstaaten als auch die im Parlament die EU-Bevölkerung 
vertretenden Europaabgeordneten der EU Legitimität (Costa und 
Schwarzer 2023, 30–33). Zusammengenommen könnten ein harmo-
nisiertes EU-Wahlrecht und ein verbindlicher Prozess zur Spitzen-
kandidatur dem robusten Befund entgegenwirken, dass die Wahlen 
zum Europäischen Parlament stark von nationalen Themen domi-
niert werden. Da dies die autoritär-populistische Instrumentalisie-
rung von EU-Wahlkämpfen erleichtert, sind solche Maßnahmen 
langfristig der beste Weg, um der Wahl entsprechender Parteien 
entgegenzutreten (Menzel-Meyer, Pornschlegel und Maurice 2024, 
80–88). Eben dies ist sowohl demokratie- als auch klimapolitisch 
geboten. Schließlich stellen autoritäre Populist:innen für eine pro-
gressive Klimapolitik auf EU-Ebene die größte Bedrohung dar.

Reformen einer lernfähigen Demokratie 

Die Demokratie der Bundesrepublik ist gegenwärtig so institutio-
nalisiert, dass sie in Spannung zur Klimakrise steht. Deshalb kann 
es nicht hinreichen, an die Tugenden gewählter Politiker:innen zu 
appellieren, die Transformation mutiger und beherzter anzugehen 
(Richter und Ulrich 2024, 296–301). Die Wettbewerbsdemokratie 
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gibt ihnen Anreize, genau dies nicht zu tun, da sie eine kurzfris-
tige Handlungsorientierung der Wohlstandswahrung systematisch 
belohnt (Stein 1998, 123–51). Eben deshalb genügt es auch nicht, 
die vielen kleinen Schritte weiterzuverfolgen, die auf dem Weg der 
Transformation in unterschiedlichen Teilbereichen der Gesellschaft 
bereits beschritten werden (Nassehi 2024, 212–13). Die Klimakrise 
schreitet zu schnell voran, als dass wir mit kleinen Schritten schnell 
genug hinterherkämen. Deshalb bedarf es zusätzlich einer Demo-
kratiepolitik, die institutionelle Reformen angeht – und zwar auf 
allen vier Ebenen, die das Regieren in der Bundesrepublik prägen: 
EU, Bund, Länder und Kommunen. Dadurch lassen sich die von 
uns unterschiedenen Spannungen in den Bereichen von Geschwin-
digkeit, Generation, Gesellschaft und Gebiet nicht vollständig auf-
lösen. Zumindest lassen sie sich aber beträchtlich abmildern.

Die meisten dieser Vorschläge laufen in der ein oder anderen Form 
auf eine Stärkung demokratischer Beteiligung hinaus. Ein nahe-
liegender Einwand lautet daher, dass man durch ihre Umsetzung 
genau jenen Bürger:innen eine lautere Stimme geben würde, die 
an liebgewonnenen Gewohnheiten ihres fossilen Lebens festhalten 
wollten. Dieser Einwand verkennt jedoch, dass sämtliche Vorschlä-
ge für mehr Partizipation zugleich Vorschläge für eine bessere Par-
tizipation sind, durch die deliberative Elemente in der Breite unserer 
Demokratie gestärkt würden. Von den hier diskutierten Vorschlä-
gen dient die Beteiligung auf den Ebenen von Ländern und Kom-
munen dazu, Blockaden von Transformationsprojekten durch eine 
rechtzeitige Einbindung vorzubeugen. Auf Bundesebene soll die 
Stärkung des Bundestages in Verbindung mit einem Rat für Nach-
haltigkeit dazu beitragen, Transformationskonflikte künftig konst-
ruktiver auszutragen. Die Vertiefung demokratischer Beteiligung in 
der Europäischen Union hat zum Ziel, den demokratischen Raum 
auf supranationaler Ebene zu stärken, um dadurch den autoritä-
ren Populismus langfristig einzudämmen. Zusammengenommen 
sind diese Reformen daher Ausdruck einer Demokratie, die ihre 
Bürger:innen nicht mit den Schrecken der Klimakrise alleinlässt, 
sondern ihnen Lernerfahrungen durch die Beteiligung an ihrer Ein-
dämmung ermöglicht.
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